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Im Herzen Europas ge-
legen profitiert Ober-

österreich von einem ver-
einten Europa. Gerade als 

stärkstes Wirtschafts- und 
In-dustriebundesland kommt 
uns die Mitgliedschaft in der 
Europäischen Union zu Gute. 
In der handlichen Bro-schü-
re „EU in der Tasche“ haben 
Sie die wichtigsten Fakten zur 
Europäischen Union immer 
griffbereit zum Nachlesen da-
bei. Europa geht uns alle an! 

Mag. Thomas Stelzer
Landeshauptmann

KommR Markus Achleitner  
Wirtschaft- u. Europa-Landesrat

Kleine
Gedächtnisstütze 

für kluge 
Köpfe

447.207.489

19% Anteil der 
Weltwirtschaft

14 500 000 000 000
Dollar Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerungs-
dichte  109 p.km²
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Belgien seit 1958 
Sprache: Niederländisch, Französisch, Deutsch 
Währung: Euro Einwohner: 11,5 Mio. Sitze: 21

Bulgarien seit 2007 
Sprache: Bulgarisch Währung: Lew  
Einwohner: 7 Mio. Sitze: 17

Dänemark seit 1973

Sprache: Dänisch Währung: dän. Krone
Einwohner: 5,8 Mio. Sitze: 14

Deutschland seit 1958 
Sprache: 	 Deutsch Währung: Euro   
Einwohner: 83,2 Mio. Sitze: 96

Estland seit 2004

Sprache: Estnisch Währung: Euro 
Einwohner: 1,3 Mio. Sitze: 7

Finnland seit 1995

Sprache: Finnisch, Schwedisch Währung: Euro 
Einwohner: 5,5 Mio. Sitze: 14

Frankreich seit 1958 

Sprache: Französisch Währung: Euro 
Einwohner: 67,7 Mio. Sitze: 79

Griechenland seit 1981

Sprache: Griechisch Währung: Euro  
Einwohner: 10,7 Mio. Sitze: 21

Irland seit 2004

Sprache: Irisch, Englisch Währung: Euro
Einwohner: 5 Mio. Sitze: 13
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Italien seit 1958 
Sprache: Italienisch Währung: Euro 
Einwohner: 59,2 Mio. Sitze: 76

Rumänien seit 2007 
Sprache: Rumänisch Währung: Leu 
Einwohner: 19,2 Mio. Sitze: 33

Lettland seit 2004

Sprache: Lettisch Währung: Euro  
Einwohner: 1,9 Mio. Sitze: 8

Kroatien seit 2013 
Sprache: Kroatisch Währung: Euro  
Einwohner: 4 Mio. Sitze: 12

Schweden seit 1995 
Sprache: Schwedisch Währung: Krone 
Einwohner: 10,4 Mio. Sitze: 21

Litauen seit 2004 
Sprache: Litauisch Währung: Euro  
Einwohner: 2,8 Mio. Sitze: 11

Slowakei seit 2004

Sprache: Slowakisch Währung: Euro
Einwohner: 5,5 Mio. Sitze: 14

Luxemburg seit 1958

Sprache: Französisch, Deutsch, Luxemburgisch 
Währung: Euro Einwohner: 0,6 Mio. Sitze: 6 

Slowenien seit 2004

Sprache: Slowenisch Währung: Euro 
Einwohner:  2,1 Mio. Sitze: 8

Malta seit 2004 
Sprache: Maltesisch, Englisch Währung: Euro 
Einwohner: 0,5 Mio. Sitze: 6

Spanien seit 1986 
Sprache: Spanisch Währung: Euro 
Einwohner: 47,4 Mio. Sitze: 59

Niederlande seit 1958 

Sprache: Niederländisch Währung: Euro 
Einwohner: 17,5 Mio. Sitze: 29

Tschechien seit 2004 
Sprache: Tschechisch Währung: Krone  
Einwohner: 10,7 Mio. Sitze: 21

Österreich seit 1995 
Sprache: Deutsch Währung: Euro  
Einwohner: 8,9 Mio. Sitze: 19

Ungarn seit 2004 
Sprache: Ungarisch Währung: Forint
Einwohner: 9,7 Mio. Sitze: 21

Polen seit 2004

Sprache: Polnisch Währung: Zloty  
Einwohner: 37,8 Mio. Sitze: 52

Portugal seit 1986

Sprache: Portugiesisch Währung: Euro  
Einwohner: 10,3 Mio. Sitze: 21

Zypern seit 2004 
Sprache: Griechisch, Türkisch Währung: Euro  
Einwohner: 0,9 Mio. Sitze: 6

Kandidatenländer:
Albanien, Bosnien+Herzegowina,  

Moldau, Montenegro,  
Nordmazedonien,  

Serbien, Türkei, Ukraine
Potentielle Beitrittskandidaten: 

Georgien, Kosovo



1968: Abschaffung 
der Binnenzölle

Niederlande

1986: Einheitl. 
Europ. Akte: 
Grundlage für 
Verwirklichung d. 
gemein. Binnen-
marktes
Atomkatastophe 
Tschernobyl

1997: Schengen-
Abkommen tritt 
in Österreich in 
Kraft

2020: Austritt: 
Vereinigtes 
Königreich 
(Brexit) 
Covid-19-Auf-
baupaket: Next 
Generation EU

2022: Beginn 
des Russland-
Ukraine- 
Kriegs

1986: Beitritt: 
Portugal, Spanien

2009: Barack 
Obama wird  
US Präsident

1993: Vertrag
v. Maastricht

EG heißt nun 
„Europäische 
Union“

-
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Maastricht, Lissabon & Grundrechtecharta

Unsere Werte & Rechte

Diese und weitere 
Rechte, Freiheiten und 
Grundsätze sind in der 
EU-Grundrechtecharta  
definiert, welche mit 
Inkrafttreten des Ver-
trages von  Lissabon 
(2009) Rechtsverbind-
lichkeit erlangte.

Die EU gründet sich 
auf folgenden sechs 
Grundwerten:

•	Achtung der Men-
schenwürde

•	Freiheit

•	Demokratie

•	Gleichheit

•	Rechtsstaatlichkeit

•	Achtung der Men-
schenrechte, ein-
schließlich der Rechte 
von Minderheiten

Mit der Unterzeich-
nung des Vertrages 

von Maastricht (1992) 
wurde die Unionsbür-
gerschaft geschaffen, 
welche den Staatsan-
gehörigen eines EU-Mit-
gliedstaates unter an-
derem folgende Rechte 
verleiht:

Petitionsrecht 
beim Europäischen 
Parlament und 
das Recht, sich an 
den europäischen 
Bürgerbeauftrag-
ten zu wenden
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Ein Symbol, das uns vereint

Die Union der unbegrenzten  
Bildungsmöglichkeiten



12 13

Der Euro: 1999 wurde 
der Euro als Buch-

geld, 2002 als Bargeld 
eingeführt. Derzeit (Stand 
2023) umfasst die Euro-
zone 20 der 27 EU- 
Länder. Die Euro-Münzen 

haben eine „gemeinsame“ 
Seite, auf der die Landkar-
te Europas abgebildet ist. 
Die andere Seite kann von 
jedem Land selbst gestal-
tet werden.

Ein Währung, die uns vereint

Der Euro

Die Europäische Hymne

Die Melodie der Hym-
ne stammt aus der 

Neunten Symphonie, 
die Ludwig van Beetho-
ven 1823 als Vertonung 
der von Friedrich Schiller 
verfassten „Ode an die 
Freude“ komponierte. Die 

Instrumentalfassung wur-
de 1972 vom Europarat 
zu seiner Hymne erklärt. 
1985 wurde sie von den 
EU- bzw. damals EG-
Staaten als offizielle Hym-
ne angenommen
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Wird von den Staats- und 
Regierungschef*innen mit 
Zustimmung des Europäi-
schen Parlaments ernannt. 
Bestimmt die politische 
Agenda der Kommission 
und legt die Zuständigkei-
ten der Kommissionsmit-
glieder fest. 
Amtszeit: 5 Jahre

Führt den Vorsitz bei Ta-
gungen des Europäischen 
Rates und gibt Impulse für 
dessen Arbeiten. Nimmt in 
bestimmten Angelegenhei-
ten die Außenvertretung 
der EU wahr.

Amtszeit: 2 1/2 Jahre

Wird von den Europaab-
geordneten gewählt und 
leitet alle Tätigkeiten des 
Parlaments und seiner 
Gremien. Vertritt das Par-
lament nach außen, vor 
allem auf internationaler 
Ebene.

Amtszeit: 2 1/2 Jahre

Roberta Metsola
Präsidentin des Parlaments

Johannes Hahn
Österreichischer Kommissar

Charles Michel
Präsident des Rates

Ursula von der Leyen
Präsidentin der Kommission

Johannes Hahn gehört 
seit 2010 der EU-Kom-
mission an. Nach Regio-
nalpolitik (bis 2014) und 
Nachbarschaftspolitik & 
Erweiterung (2014-2019) 
ist er jetzt zuständig für 
Haushalt & Verwaltung.

Amtszeit: 5 Jahre



18 19



20 21

Das Europäische Par-
lament (EP) wird alle 

5 Jahre direkt von den 
Bürger*innen der EU  
gewählt und umfasst 
derzeit 705 Mitglieder. 
Das EP und der Rat der 
EU sind gemeinsam als 
Gesetzgeber tätig und 
entscheiden über den 
EU-Haushalt.

Die Staats- und Re-
gierungschef*innen 

der 27 EU-Mitglieds-
staaten bilden mit der 
Ko m m i s s i o n s p r ä s i -
dentin und dem Präsi-
denten des EU-Rates 
den Europäischen Rat.

Er legt die politischen 
Zielvorstellungen und 
Prioritäten der EU fest.

Der Rat d. EU, auch als  
Ministerrat bezeich-

net, setzt sich aus den 
jeweiligen Fachminis-
ter*innen der Mitglieds-
staaten zusammen.  Der 
Rat ist neben dem EP 
Gesetzgeber der EU. Der 
Vorsitz wird alle 6 Mona-
te einem anderen Mit-
gliedsstaat zugewiesen. 

Die Kommission setzt 
sich aus 27 Kommis-

sar*innen zusammen 
- darunter die Kommis-
sionspräsidentin. Sie ist 
die „Hüterin der Verträ-
ge“, besitzt das alleinige 
Initiativrecht für Gesetze, 
handelt internationale 
Verträge aus und führt 
den Haushaltsplan aus.
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Europäischer
Gerichtshof

Der EuGH, mit Sitz in Lu-
xemburg, ist das obers-

te rechtssprechende Organ 
der EU. Er gewährleistet, 
dass EU-Recht in allen 
Mitgliedsländern auf die 
gleiche Weise angewendet 
wird und sorgt dafür, dass 
Länder und EU-Institutio-
nen das EU-Recht einhal-

ten. (Nicht zu verwechseln 
mit dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschen-
rechte in Straßburg)
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Mit dem Grünen Deal 
soll der Übergang 

zu einer modernen, 
ressourceneffizienten 
und wettbewerbsfä-
higen Wirtschaft ge-
schaffen werden.

Mind. 55 % weniger Net-
to-Treibhausgasemissio-
nen bis 2030 gegenüber 
1990

1. klimaneutraler Konti-
nent bis 2050

Ein von der Ressourcen-
nutzung abgekoppeltes 
Wirtschaftswachstum

3 Mrd. zusätzliche Bäume 
in der EU bis 2030

#1



26 27Die Digitalstrategie 
soll die Entwicklung 

neuer Technologien vo-
rantreiben, Unterneh-
men neue Geschäfts-
möglichkeiten eröffnen 
und das Vertrauen der 
Bürger*innen in diese 
Technologien stärken. 
Ziele für 2030:

Mit einer sozialen 
Marktwirtschaft 

sorgt die EU dafür, dass 
die Volkswirtschaften 
wachsen können und 
Armut sowie Ungleich-
heit gleichzeitig weniger 
werden.

75 % d. EU-Unternehmen 
nutzen Cloud/KI/Big Data

Europa als bestvernetzter 
Kontinent

60 % aller Erwachsenen 
sollen bis 2030 jährlich an 
Schulungen teilnehmen

Angemessene Mindest-
löhne für Arbeitneh-
mer*innen in der EU

Stärkung der kleinen & 
mittleren BetriebeInvestitionsförderung und 

Schaffung von Arbeits-
plätzen

Vollendung der Kapital-
marktunion

Jeder europäische Haus-
halt hat eine Gigabit-An-
bindung

80 % der EU-Bevölkerung 
haben digitale Grund-
kenntnisse 

10.000 hochsichere 
klimaneutrale Rechen-
zentren

#2
#3
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Deklariertes Ziel ist es, 
die Unionsbürger*in-

nen ebenso zu schützen 
wie die europäischen 
Grundwerte.

4 Mrd. € für Europas Plan 
zur Krebsbekämpfung

Sicherheitsunion gegen 
Terrorismus und Cyber-
kriminalität

Schutz der Rechtsstaat-
lichkeit

Gemeinsame Bekämpfung  
von Menschenhandel, 
Schmuggel u. Korruption

Besseres Leben für Men-
schen mit Behinderung

1. europäische LGBTIQ-
Gleichstellungsstrategie

Stärkung der Medienfrei-
heit und Bekämpfung von 
Desinformation

Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häus-
licher Gewalt

Einsparung von 5,5 Mrd. € 
durch besseren Gesund-
heitsdatenaustausch und 
-zugang

Die Stärke Europas 
liegt in seiner Einheit 

- und diese Einheit be-
ruht auf unseren gemein-
samen demokratischen 
Werten, welche gefördert, 
geschützt und gestärkt 
werden müssen.

#4
#5
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Ziel ist die Festigung der 
verantwortungsvollen 

globalen Führungsrolle 
Europas. 

Eine starke, offene und 
faire Handelspolitik soll 
Europa zu einem attrakti-
ven Ort für Unternehmen 
machen. 

Höchste Standards im 
Klima-, Umwelt- und 
Arbeitsschutz

Enge Zusammenarbeit 
mit Nachbarländern

Starke gemeinsame 
Außen- und Sicherheits-
politik

Ein stärkeres Europa  
in der Welt #6

In folgenden Bereichen 
ist nur die EU berech-

tigt, Rechtsvorschriften 
zu erlassen. Diese sind 
von den Mitgliedsländern 
anzuwenden, es sei denn, 
die EU erlaubt ihnen, be-
stimmte Rechtsvorschriften 

selbst zu verabschieden: 

Zollunion 

Wettbewerbsregeln für 
den Binnenmarkt

Meerespflanzen und -tiere 
im Rahmen der gemeinsa-
men Fischereipolitik
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Öffentl. Gesundheit
(f. best. Bereiche lt.Art.168 AEUV)

Justiz & 
Grundrechte

Energie

Migration & Inneres

Öffentliche Gesundheit

In einigen Bereichen gibt 
es besondere Zustän-

digkeiten, die der EU eine 
Sonderstellung einräumen 
oder ihr erlauben, über das 
hinauszugehen, was im 
Rahmen der Verträge zu-
lässig ist.

In unten angeführten  
Bereichen ist die EU nur 

unterstützend, koordinie-
rend oder ergänzend tätig. 

Die Entscheidungsbefug-
nis liegt allein bei den Mit-
gliedstaaten:



34 35Der EU-Haushalt ist das 
gemeinsame Budget der 
Mitgliedstaaten der EU und 
gewährleistet die Finan-
zierung von Programmen 
und Maßnahmen in allen 
Politikbereichen der EU, 
von Landwirtschaft und 
Regionalpolitik bis hin zu 
Forschung, Unternehmen 
und Raumfahrt. Der EU-
Haushalt wird auf lange 
Sicht, üblicherweise für 

sieben Jahre, beschlossen. 
In diesem Mehrjährigen 
Finanzrahmen (MFR) sind 
die Höchstbeträge für die 
Ausgaben der EU in den 
verschiedenen Ausgabe-
kategorien (Rubriken) fest-
gelegt. Zusätzlich beinhal-
tet der EU-Haushalt für 
2021-2027 das Aufbauins-
trument NextGenerationEU 
und umfasst damit mehr als 
1,8 Mrd. Euro.

Zölle: Auf Einfuhren von 
Waren aus Drittländern.
Mehrwertsteuer: Ein 
bestimmter Prozent-
satz der von den Mit-
gliedstaaten erhobenen 
Mehrwertsteuer
BNE: Einheitlicher Abga-
bensatz auf das Brutto-
nationaleinkommen der 
EU-Staaten

Kunststoff: Beitrag auf 
Grundlage nicht recycel-
ter Verpackungsabfälle 
aus Kunststoff
Sonstige: Verzugszin-
sen und Geldbußen, Bei-
träge von Drittländern zu 
bestimmten Program-
men, Überschüsse aus 
dem Vorjahr
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132,8

721,9
377,8

73,1

10,6

Insgesamt
1.824,3

MRD €

Europäische

Verwaltung

Migration und 
Grenzmanagement

Asyl- und Migrationsfonds
Fonds für integriertes  
    Grenzmanagement

Binnenmarkt, 
Innovation und 
Digitales
Horizont Europa
Fonds „InvestEU“

Zusammenhalt, 
Resilienz und Werte

Fonds und 
Kohäsionspolitik

Aufbau- und 
Resilienzfazilität

Katastrophenschutzver-
fahren der Union - 
rescEU

Gesundheitsprogramm

Resilienz, Sicherheit 
und Verteidigung

Verteidigungsfonds 
Fonds für innere 
Sicherheit

13,2

356,4

17,5

Natürliche Ressourcen 
und Umwelt

Gemeinsame Agrarpolitik
Fonds für einen gerechten 
Übergang

Nachbarschaft & die Welt
Instrument für Nachbarschaft, 
Entwicklungszusammenarbeit und 
internationale Zusammenarbeit 

Instrument für 
humanitäre Hilfe

in Mrd. € zu Preisen von 2018
EU-Ausgaben 2021-2027

"NextGenerationEU" 

Mehrjähriger Finanzrahmen

1.074,3 MRD stammen aus dem
 M

ehrjährigen Finanzrahmen,  750 M
RD
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on

 N
ex
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ionEU - 

Legende

22,7

98,4
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So nennt sich das über 
800 Mrd. EUR schwe-

re, befristete Aufbau-Inst-
rument, das dabei helfen 
soll, Europa nach Corona 
grüner, digitaler und kri-
senfester zu machen. 3,75 
Milliarden Euro stehen Ös-
terreich aus diesem Auf-
bau-Instrument bis 2026 
für Investitionen und Re-

NextGenerationEU

formen zur Verfügung. Die 
Mittel fließen unter ande-
rem in den Breitbandaus-
bau, in Projekte wie den 
„Reparaturbonus“ oder 
„Communitiy Nursing“, 
sowie in die Bereitstellung 
von Notebooks und Ta-
blets für digitales Lernen 
und Lehren.
www.eu-aufbauplan.at

EUROPE DIRECT Ober-
österreich ist erste 

Kontakt- und Anlaufstelle 
für Fragen rund um die 
EU und Europa. Unser 
Angebot umfasst u.a. die 
Organisation von EU-Ver-
anstaltungen, die Vermitt-
lung von Referenten sowie 

den Versand von EU-In-
formationsmaterial und 
eines monatlichen News-
letters. 

Mehr Infos unter:
www.europainfo.at
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EUROPE DIRECT  
Oberösterreich
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Weitere Informationen zur EU finden 
Sie auf der Homepage des österreichi-
schen EUROPE DIRECT-Netzwerkes  
www.europainfo.at. 

Impressum: Medieninhaber & Herausgeber: Europazentrum Europahaus Graz, c/o Europ. 
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EUROPE DIRECT Oberösterreich 
Amt der Oö Landesregierung
Direktion Verfassungsdienst

Landhausplatz 1, 4021 Linz
T +43 732 7720 14020
europadirect@ooe.gv.at
www.land-oberoesterreich.gv.at/31963.htm

Bürozeiten:
Montag, Dienstag u. Donnerstag von 8:00 – 17:00 Uhr
Mittwoch, von 8:00 bis 13:00 Uhr,
Freitag, von 8:00 bis 14:00 Uhr

EUROPE DIRECT
Oberösterreich


